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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a/5 R 130/06 B 
 
L 1 R 333/05 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 6 RA 15/02 (SG Aurich) 
 
 
 
 
......................................................... , 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ...................................................... 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Oktober 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und die 

Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 13. Februar 2006 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 13.2.2006 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf höhere Altersrente für Frauen unter Berücksichtigung eines 

Abschlags von nur 0,9 % für die von Mai 1956 bis März 1963 nachgezahlten freiwilligen Bei-

träge verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Beschluss hat die Klägerin Beschwerde beim 

Bundessozialgericht (BSG) eingelegt. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil keiner der in § 160 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) abschließend aufge-

führten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 

SGG). 

 

Die Klägerin macht weder ausdrücklich noch sinngemäß einen der im Gesetz genannten Zu-

lassungsgründe (grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, Divergenz oder Vorliegen eines 

Verfahrensfehlers) geltend. Mit ihren - ohnehin knapp gehaltenen - Ausführungen wendet sie 

sich ausschließlich gegen die Richtigkeit des angefochtenen Beschlusses. Auf dieses Vorbrin-

gen kann jedoch eine Nichtzulassungsbeschwerde nicht gestützt werden. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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